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+++newsletter+++ 
 

Termine September 2013 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.9.2013 13.9.2013 6.9.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.9.2013 13.9.2013 6.9.2013 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.9.2013 13.9.2013 6.9.2013 

Umsatzsteuer4 10.9.2013 13.9.2013 6.9.2013 
Sozialversicherung5 26.9.2013 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.9.2013) 
an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

 

Termine Oktober 2013 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.10.2013 14.10.2013 7.10.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.10.2013 14.10.2013 7.10.2013 
Sozialversicherung5 29.10.2013 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei 

Vierteljahreszahlern ohne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.10.2013) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung 
in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; 
dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf 
enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 
acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 
welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2011: 



 

 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.1. bis 30.6.2011 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2011 0,37 % 5,37 % 8,37 % 
1.1. bis 30.6.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2013 -0,13 %  4,87 % 7,87 % 
1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 

Steuerhinterziehung durch Unterlassen 
Täter einer Steuerhinterziehung durch Unterlassen kann nur derjenige sein, der selbst zur Aufklärung 
steuerlich erheblicher Tatsachen besonders verpflichtet ist. Dabei bezieht sich das Merkmal „pflichtwidrig“ 
allein auf das Verhalten des Täters, nicht auf dasjenige eines anderen Tatbeteiligten. Damit kommt eine 
Zurechnung fremder Pflichtverletzungen auch dann nicht in Betracht, wenn sonst nach allgemeinen 
Grundsätzen Mittäterschaft vorliegen würde. 
Eine eigene Rechtspflicht zur Aufklärung über steuerlich erhebliche Tatsachen trifft auch den 
Verfügungsberechtigten. Verfügungsberechtigter im Sinne dieser Vorschrift kann auch ein steuernder 
Hintermann sein, der ihm gegenüber weisungsabhängige „Strohleute“ im Rechtsverkehr nach außen im 
eigenen Namen auftreten lässt. 
(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs) 

Anerkennung von Mietverhältnissen zwischen nahestehenden Personen 
Ob ein Mietverhältnis zwischen nahestehenden Personen anzuerkennen ist, richtet sich nach den 
Gegebenheiten des Einzelfalls. Zunächst ist zu prüfen, ob der Mietvertrag bürgerlich rechtlich wirksam 
vereinbart wurde. Ergänzend ist eine Beurteilung dahingehend vorzunehmen, inwieweit das 
Vertragsverhältnis von der Gestaltung und tatsächlichen Durchführung her dem entspricht, was zwischen 
fremden Dritten vereinbart würde. An den Beweis des Abschlusses und den Nachweis der Ernsthaftigkeit 
von Vertragsgestaltungen sind strenge Anforderungen zu stellen. 
Der Begriff der „nahestehenden Personen“ ist gesetzlich nicht näher definiert. Er ist weiter gefasst als der 
Personenkreis der „nahen Angehörigen“. Ein Mietverhältnis zwischen dem Vermieter und einer von den 
Eltern der Lebensgefährtin beherrschten GmbH ist als ein zwischen nahestehenden Personen 
geschlossener Mietvertrag anzusehen. Das gilt auch, wenn der Vermieter lediglich wirtschaftlicher 
Eigentümer des Grundstücks ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Bei Zahlung mittels Kreditkarte erfolgt der Abfluss mit der Unterschrift auf 
dem Belastungsbeleg 
Bei der Ermittlung des Gewinns oder Überschusses durch Einnahmen-Überschussrechnung handelt es 
sich um eine Zufluss- und Abflussrechnung. Einnahmen sind innerhalb des Kalenderjahres bezogen, in 
dem sie zugeflossen sind. Das ist der Zeitpunkt, in dem über die Einnahmen wirtschaftlich verfügt werden 
kann. Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind. 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass bei Zahlung mittels Kreditkarte der Abfluss mit 
der Unterschrift auf dem Belastungsbeleg erfolgt und nicht erst im Zeitpunkt der Belastung auf dem Konto. 
Hinweis: Für regelmäßig wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben ist das Zufluss-Abfluss-Prinzip 
eingeschränkt. Einnahmen und Ausgaben, die kurze Zeit vor oder nach der Jahreswende zu- bzw. 
abfließen, sind in dem Kalenderjahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zu erfassen. Als „kurze Zeit“ ist 
i. d. R. ein Zeitraum bis zu 10 Tagen anzusehen. 

Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeobjekten 
Bei Gewerbeimmobilien ist in jedem einzelnen Fall festzustellen, ob der Vermieter auf die voraussichtliche 
Dauer der Nutzung einen Überschuss erzielen kann. Das gilt auch für einen gewerblichen Zwischenmieter. 
Aufwendungen für ein nach Anmietung leer stehendes Gewerbeobjekt können als vorab entstandene 
Werbungskosten abziehbar sein. Voraussetzung ist jedoch, dass der Zwischenmieter die 
Einkünfteerzielungsabsicht erkennbar aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat. Ist von Anfang 
an bekannt oder stellt sich später heraus, dass für ein seit Jahren leer stehendes Objekt, so wie es baulich 
gestaltet ist, kein Markt besteht, muss eine Einkünfteerzielungsabsicht zunächst verneint werden. Nur 



 

 

wenn der Zwischenmieter zielgerichtet darauf hinwirkt, dass das Objekt durch bauliche Umgestaltung in 
einen vermietbaren Zustand versetzt wird, ist dies anders zu beurteilen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Einkünfteerzielungsabsicht bei Mietvertragsübernahme 
Tritt der Erwerber eines Mietobjekts in einen bestehenden Mietvertrag ein, genügt eine Befristung des 
Mietverhältnisses alleine nicht, um eine Einkunftserzielungsabsicht zu verneinen. Bei der Prüfung der 
Einkünfteerzielungsabsicht ist bei Eintritt des Erwerbers in das Mietverhältnis des Veräußerers davon 
auszugehen, dass für den Übergang die allgemeinen gesetzlichen Regelungen greifen. 
Enthält der Mietvertrag Regelungen, die speziell auf die Person des Veräußerers bezogen sind, gelten 
diese nicht in jedem Fall für den Erwerber. So ist z. B. eine Klausel wegen einer möglichen Selbstnutzung 
durch den Veräußerer nicht bindend für das Mietverhältnis des Erwerbers. In diesem Fall ist vielmehr 
davon auszugehen, dass ein Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit vorliegt. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Kosten einer Teilungsversteigerung weder Werbungskosten noch 
außergewöhnliche Belastung 
Die Kosten für eine Teilungsversteigerung zur Auflösung einer Grundstücksgemeinschaft über ein 
vermietetes Grundstück sind nicht als Werbungskosten abzugsfähig. Auch eine Berücksichtigung als 
außergewöhnliche Belastung kommt nicht in Betracht. 
Die hierzu ergangene Entscheidung des Bundesfinanzhofs befasst sich mit dem Fall von geschiedenen 
Eheleuten, die sich hinsichtlich eines gemeinsamen Grundstücks nicht über einen Verkauf einigen 
konnten. Die Immobilie war vermietet. Der Ehemann beantragte eine Teilungsversteigerung. Zu einem 
Versteigerungstermin kam es jedoch nicht, da sich die Eheleute durch einen Vergleich im 
Scheidungsverfahren einigten. Die entstandenen Kosten für das Verfahren machte der Ehemann 
vergeblich als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend. Der 
Bundesfinanzhof verneinte einen unmittelbaren Zusammenhang mit den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung, weil letztlich die Ehescheidung Ursache für das Zwangsversteigerungsverfahren war. Auch 
ein Abzug als außergewöhnliche Belastung lehnte das Gericht ab, weil es insoweit an einer 
Zwangsläufigkeit fehlte. 

Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen 
Angehörigen steht es frei, ihre Rechtsverhältnisse untereinander so zu gestalten, dass sie steuerlich 
möglichst günstig sind. Die steuerrechtliche Anerkennung des Vereinbarten setzt voraus, dass die 
Verträge zivilrechtlich wirksam zustande gekommen sind, inhaltlich dem zwischen Fremden Üblichen 
entsprechen und so auch durchgeführt werden. Maßgebend für die Beurteilung ist die Gesamtheit der 
objektiven Gegebenheiten. Dabei kann einzelnen dieser Beweisanzeichen je nach Lage des Falles im 
Rahmen der Gesamtbetrachtung eine unterschiedliche Bedeutung zukommen. Dementsprechend schließt 
nicht jede Abweichung vom Üblichen notwendigerweise die steuerrechtliche Anerkennung des 
Vertragsverhältnisses aus. An den Nachweis, dass es sich um ein ernsthaftes Vertragsverhältnis handelt, 
sind umso strengere Anforderungen zu stellen, je mehr die Umstände auf eine private (Mit-) Veranlassung 
des Rechtsverhältnisses hindeuten. 
Eltern hatten mit ihrem Sohn einen Mietvertrag geschlossen. Die Miete war betragsmäßig beziffert. 
Allerdings folgte dieser Mietpreisangabe der Zusatz „vorbehaltlich der Anerkennung durch das Finanzamt“. 
Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, dass ein Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen, in dem die 
vereinbarte Miethöhe unter dem Vorbehalt einer Anerkennung durch das Finanzamt steht, nicht dem unter 
Fremden Üblichen entspricht und deshalb steuerrechtlich nicht anerkannt werden kann. 
Die Rechtsausführungen des Finanzgerichts wurden durch den Bundesfinanzhof bestätigt. 

Übernahme der Erwerbsnebenkosten eines Grundstücks durch 
Veräußerer mindert die Grunderwerbsteuer 
Von Gesetzes wegen trägt der Käufer eines Grundstücks die mit dem Erwerb zusammenhängenden 
Nebenkosten (z. B. Notar, Grundbuch). Verpflichtet sich der Veräußerer, dem Erwerber diese Kosten zu 
erstatten, gehören diese Kosten nicht zur Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer. Ist also ein 
Gesamtkaufpreis einschließlich der Erwerbsnebenkosten vereinbart worden, sind die Erwerbsnebenkosten 
herauszurechnen. Dies gilt allerdings nicht für die Grunderwerbsteuer, da diese nicht ihre eigene 
Bemessungsgrundlage beeinflusst. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 



 

 

Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1 %-Regelung auch bei 
fehlender privater Nutzung 
Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt zur privaten Nutzung 
zur Verfügung gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem steuerpflichtigen Vorteil, wenn 
der Arbeitnehmer das Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden und seine bisherige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in 
derartigen Fällen die tatsächliche private Nutzung des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflichtige konnte die 
Vermutung unter engen Voraussetzungen widerlegen. 
Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 
· Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwagen auch privat nutzen zu dürfen, führt beim 

Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. 
· Ob der Arbeitnehmer von der Möglichkeit der privaten Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist dafür 

unerheblich, denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu Privatfahrten 
nutzen zu dürfen, ist dem Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrtenbuchmethode oder nach der 1 %-Regelung zu bewerten, wenn 
kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 
Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte wird ein Beweis des Gegenteils demgegenüber weiterhin 
möglich sein (z. B. wenn für private Fahrten andere Fahrzeuge zur Verfügung stehen). 

Mietbürgschaft kann der Höhe nach unbegrenzt sein 
Die im Bürgerlichen Gesetzbuch festgelegte Grenze von drei Monatsmieten gilt für die vom Mieter 
gestellte Kaution, nicht aber für mögliche Mietausfallbürgschaften von Dritten. Dies hat der 
Bundesgerichtshof entschieden. Damit darf ein Vermieter von einem Bürgen grundsätzlich eine über die 
Dreimonatsgrenze liegende Summe verlangen, sofern der Mieter entsprechende Mietrückstände hat und 
im Bürgschaftsvertrag keine Obergrenze vereinbart wurde. 
In dem entschiedenen Fall wurde ein Mieter zur Räumung der Wohnung und Zahlung rückständiger Miete 
verurteilt. Der Vermieter verlangte die Summe daraufhin vom Bruder des Mieters, der für die 
Mietzahlungen gebürgt hatte. Dieser wollte nur maximal drei Monatsmieten zahlen. Zu Unrecht, meinten 
die Richter. Diese Sichtweise dient nach Ansicht des Gerichts auch dem Mieterschutz, da sich der 
Vermieter bei einem Zahlungsverzug regelmäßig zur fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses 
veranlasst sähe. Eine Bürgschaftsbegrenzung für Mietzahlungen würde eher zur Beendigung eines 
Mietverhältnisses führen, als dass der Mieter dadurch geschützt würde. Will ein Bürge nur bis zu einer 
bestimmten Summe eintreten, wäre im Bürgschaftsvertrag zwingend eine Obergrenze festzuschreiben. 

Verbot von Satellitenschüsseln nur nach konkreter Interessenabwägung 
im Einzelfall 
Auch bei einer vorhandenen zentralen Satellitenempfangsanlage dürfen Mieter im Einzelfall eine eigene 
Satellitenschüssel montieren, wenn nur auf diese Weise dessen besonderes Informationsbedürfnis 
befriedigt werden kann. Dies hat das Bundesverfassungsgericht entschieden und damit seine bisherige 
Rechtsprechung konkretisiert. 
Im entschiedenen Fall hatte ein aus der Türkei stammender Mieter turkmenischer Abstammung an der 
Gebäudefassade eine Satellitenschüssel montiert. Der Vermieter verweigerte die Zustimmung, da bereits 
über die vorhandene Satellitenempfangsanlage mehrere türkische Programme empfangen werden 
konnten. Nach Auffassung des Gerichts kann ein Vermieter zwar weiterhin auf einen vorhandenen 
Kabelanschluss oder auf eine zentrale Satellitenempfangsanlage verweisen. Das gilt aber nur dann, wenn 
eine angemessene Anzahl von Programmen der Heimat empfangen werden kann. Hierbei hat der 
Vermieter das individuelle Informationsbedürfnis von kulturellen und sprachlichen Minderheiten zu 
berücksichtigen. Die Vorinstanzen hatten dem Vermieter noch Recht gegeben. Auch hierzu stellte das 
Bundesverfassungsgericht fest, dass die Gerichte die Anliegen ausländischer Mitbürger nicht pauschal 
abweisen, sondern jeden Einzelfall hinsichtlich des grundgesetzlich geschützten Rechts auf 
Informationsfreiheit prüfen müssten. Da dies nicht geschehen war, wurde das Verfahren an das 
Ausgangsgericht zurückverwiesen. 

Befreiung von der Versicherungspflicht 
Die Bundesländer haben durch Landesgesetz vielfach bestimmt, dass die Altersversorgung bestimmter 
freier Berufe über besondere Versorgungseinrichtungen, sog. Versorgungswerke, erfolgt. Viele 
Freiberufler sind demgemäß gesetzlich verpflichtet, Mitglied eines solchen Versorgungswerks zu sein. 
Trotzdem endet durch die Mitgliedschaft in einem Versorgungswerk nicht automatisch eine etwa schon 
bestehende Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. Hierfür bedarf es vielmehr einer 



 

 

besonderen Befreiung durch die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV), die nur bei Vorliegen 
gesetzlich festgelegter Voraussetzungen erfolgen darf. 
In einem vom Bundessozialgericht entschiedenen Fall hatte die DRV eine Befreiung erteilt, allerdings zu 
einer Zeit (1997), als der Antragsteller noch als Arzt in einer Bonner Klinik tätig war. Später (1998) 
wechselte er in ein pharmazeutisches Unternehmen, wo er zunächst als sog. Medical Manager und dann 
als Pharmaberater tätig war. 
Als die DRV bei dem Pharmaunternehmen im Jahre 2004 eine Betriebsprüfung durchführte und feststellte, 
dass der Antragsteller für dieses Unternehmen tätig war, stellte sie sich auf den Standpunkt, die ihm früher 
einmal erteilte Befreiung von der Versicherungspflicht bei der DRV habe nur für seine Tätigkeit in der 
Bonner Klinik gegolten, entfalte aber keine befreiende Wirkung im Hinblick auf die anschließende Tätigkeit 
bei dem Pharmaunternehmen. Da der Antragsteller insofern nicht befreit worden sei, verlangte die DRV 
von dem Pharmaunternehmen die Nachzahlung von Sozialversicherungsbeiträgen in Höhe von rund 
45.000 €. 
Die hiergegen gerichtete Klage des Unternehmens hatte in keiner Instanz Erfolg. Das Bundessozialgericht 
stellte fest, dass die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung auf 
die ihrer Erteilung zu Grunde liegende jeweilige Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit beschränkt ist 
und dass eine früher erteilte Befreiung bei einem Wechsel der Beschäftigung hinsichtlich des neuen 
Beschäftigungsverhältnisses auch dann keine Wirkungen entfaltet, wenn hierbei dieselbe oder eine 
vergleichbare berufliche Tätigkeit verrichtet wird. 
Das Unternehmen musste die geforderte Summe also nachzahlen. 
Mitgliedern von Versorgungswerken, die ihren Arbeitgeber wechseln, und Unternehmen, die solche 
Arbeitnehmer einstellen, ist deshalb dringend zu empfehlen, darauf zu achten, dass bei dem Wechsel 
erneut eine Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht bei der DRV beantragt wird. 

Steuerpflicht der innergemeinschaftlichen Lieferung 
Für die Inanspruchnahme des Vertrauensschutzes bei innergemeinschaftlichen Lieferungen muss der 
Lieferer in gutem Glauben handeln und alle Maßnahmen ergreifen, die vernünftigerweise verlangt werden 
können, um sicherzustellen, dass der von ihm getätigte Umsatz nicht zu seiner Beteiligung an einer 
Steuerhinterziehung führt. Der Lieferer muss dabei alle Gesichtspunkte und tatsächlichen Umstände 
umfassend berücksichtigen. Seine zur Steuerpflicht führende Bösgläubigkeit kann sich auch aus 
Umständen ergeben, die nicht mit den Beleg- und Buchangaben zusammenhängen. 
Ein Kfz-Händler verkaufte zwei Pkw an eine in Luxemburg ansässige GmbH. Er ging davon aus, dass die 
Lieferung als innergemeinschaftliche Lieferung nach Luxemburg steuerfrei sei. Der Händler hatte die 
beiden Pkw im Internet zum Verkauf angeboten. Die Geschäftsanbahnung erfolgte über eine Person, die 
sich als Geschäftsführer der GmbH ausgab und nach den Angaben in ihrem Personalausweis im Inland 
ansässig war. Sämtliche Kommunikation erfolgte über ein Mobiltelefon und ein Telefaxgerät mit jeweils 
deutscher Vorwahl. Bei Vertragsschluss lag dem Händler ein Auszug aus dem Handels- und 
Gesellschaftsregister für die GmbH mit Hinweis auf die Person des Geschäftsführers vor. Das Bundesamt 
für Finanzen bestätigte dem Händler die Gültigkeit der für die GmbH erteilten Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. Bei Übergabe der Pkw versicherte der von der GmbH zur Abholung Beauftragte 
schriftlich, die beiden Pkw nach Luxemburg zu befördern. Der Beauftragte bezahlte bar. Der tatsächliche 
Verbleib der beiden Pkw ist nicht bekannt. 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs hätte der Händler mehr tun müssen, als nur die Gültigkeit der 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zu überprüfen. Mehrere Umstände hätten ihn misstrauisch werden 
lassen müssen: Der Barverkauf, die Abholung der Pkw durch einen Beauftragten, keine Kommunikation 
über den Geschäftssitz der luxemburgischen GmbH, sondern nur telefonisch oder per Fax unter deutscher 
Vorwahl. 
Es fehlte damit an „Nachforschungen bis zur Grenze der Zumutbarkeit“. 

Umsatzsteuer: Auswirkungen durch den Beitritt Kroatiens zur 
Europäischen Union 
Kroatien gehört ab dem 1.7.2013 zu dem Gebiet der Europäischen Union. Seitdem hat Kroatien das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem ohne Übergangsfrist anzuwenden. Dies gilt auch hinsichtlich der 
Bestimmungen über die umsatzsteuerliche Behandlung des innergemeinschaftlichen Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs. Dadurch ergeben sich Auswirkungen auf das deutsche Umsatzsteuerrecht. Nach 
den Vorschriften des Umsatzsteuerrechts treten im grenzüberschreitenden Leistungsverkehr 
unterschiedliche Besteuerungsfolgen ein. 
Zu den einzelnen umsatzsteuerlichen Auswirkungen hat das Bundesministerium der Finanzen Stellung 
genommen. 
Hinweis: Bestehen Geschäftsbeziehungen oder werden diese eingegangen, sollte der Steuerberater zu 
den Auswirkungen gefragt werden. 



 

 

Versorgungsleitungen eines Gebäudes stehen im Gemeinschaftseigentum 
Die Abgrenzung zwischen Sondereigentum und Gemeinschaftseigentum gehört zu den wichtigsten Fragen 
im Wohnungseigentumsrecht. Danach bemessen sich die Verteilung von Kosten, die 
Instandsetzungsverpflichtungen und die Beschlusskompetenz der Eigentümergemeinschaft. 
In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall ging es um eine Wasserleitung, die ausschließlich die 
Wohnung im Dachgeschoss versorgte. Vor dem Eintritt in das Sondereigentum verlief die Leitung in einer 
Dachseite, die unstreitig zum Gemeinschaftseigentum gehörte. Da die Leitung wiederholt eingefroren war, 
verlangte der Eigentümer der Dachgeschosswohnung deren Instandsetzung. In der Teilungserklärung der 
Eigentümergemeinschaft war geregelt, dass Wasserleitungen vom Anschluss an, einschließlich der 
gemeinsamen Steigleitung, zum Sondereigentum gehören. 
Nach Auffassung des Gerichts sind Versorgungsleitungen wesentliche Bestandteile des Gebäudes und 
damit zwingend Gemeinschaftseigentum, soweit diese in dessen räumlichen Bereich verlaufen. 
Wasserleitungen bilden ein der Bewirtschaftung und Versorgung des Gebäudes dienendes Leitungsnetz, 
und zwar auch dann, wenn Teile des Netzes, die sich im räumlichen Bereich des Gemeinschaftseigentums 
befinden, nur eine Sondereigentumseinheit versorgen. Zu dem im Gemeinschaftseigentum stehenden 
Versorgungsnetz gehören die Leitungen aber nicht nur bis zum Eintritt in den räumlichen Bereich des 
Sondereigentums, sondern bis zur ersten durch den Sondereigentümer vorgesehenen Absperrmöglichkeit. 
Folglich ist die Gemeinschaft für die Reparatur der Wasserleitung verantwortlich. 

Anspruch einer Kommanditgesellschaft gegen ihren Kommanditisten auf 
Erstattung von Kapitalertragsteuer 
Bei einer werbenden Personenhandelsgesellschaft ist die durch Abzug auf Kapitalerträge der Gesellschaft 
erhobene Einkommensteuer (Kapitalertragsteuer) vermögensmäßig als Abzug vom Gesellschaftskapital 
anzusehen und durch deren steuerlicher Anrechnung auf die Einkommensteuer des Gesellschafters wie 
eine Entnahme ihres Gesellschafters zu behandeln. Der Abzug der Kapitalertragsteuer von den 
Kapitalerträgen der ihrerseits nicht einkommen- oder körperschaftsteuerpflichtigen 
Personenhandelsgesellschaft bewirkt im Hinblick auf die Anrechnung eine Vorauszahlung auf die 
Einkommensteuerschuld der Gesellschafter als Mitunternehmer, die entweder zur Minderung der 
Einkommensteuerschuld des Gesellschafters oder zu einer Steuererstattung führt. 
Zivilrechtlich ist der hierdurch erlangte Vorteil so zu bewerten, als sei der Gesellschaft zunächst der 
gesamte Kapitalertrag zugeflossen und sodann von ihr im Umfang der Kapitalertragsteuer zur Leistung 
einer Vorauszahlung auf die Einkommensteuerschuld der Gesellschafter verwendet worden. Ob die 
Gesellschaft gegen ihren Gesellschafter einen Anspruch darauf hat, dass er ihr den einbehaltenen Teil der 
Kapitalertragsteuer erstattet, richtet sich sodann nach dem Gesellschaftsvertrag. Ein solcher 
Erstattungsanspruch verjährt ggf. innerhalb von drei Jahren nach seiner Entstehung. 
Diese Grundsätze gelten entsprechend für die Erhebung der Solidaritätszuschläge. 
(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs) 

Insolvenzrecht: Anfechtbarkeit von Zahlungen an Versicherungsmakler 
als Leistungsmittler 
Der vorläufige Insolvenzverwalter ohne allgemeine Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis hat keine an 
den endgültigen Insolvenzverwalter derart angenäherte Rechtsstellung, dass er Rechtshandlungen des 
Schuldners, denen er zugestimmt hat, als Insolvenzverwalter nicht anfechten könnte. Die Anfechtung ist 
vielmehr nur dann ausgeschlossen, wenn der vorläufige Verwalter mit Zustimmungsvorbehalt durch sein 
Handeln einen schutzwürdigen Vertrauenstatbestand gesetzt hat und der Empfänger der Leistung 
demzufolge nach Treu und Glauben damit rechnen durfte, ein nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
nicht mehr entziehbares Recht erhalten zu haben. 
Mit dieser Begründung gab der Bundesgerichtshof der Klage eines Insolvenzverwalters statt, der im Wege 
der Insolvenzanfechtung von einer Versicherungsmaklerin die Rückzahlung von Versicherungsprämien 
verlangte. 
In dem zugrunde liegenden Fall hatte die Maklerin der Schuldnerin Versicherungsverträge für ihre 
Fahrzeuge vermittelt. Da die Schuldnerin die Versicherungsprämien an den Versicherer nicht, wie 
geschuldet, vierteljährlich, sondern monatlich zahlen wollte, vereinbarte sie mit der Maklerin, dass diese 
die anteiligen Versicherungsprämien monatlich vom Konto der Schuldnerin einziehen und quartalsweise 
an die Versicherung weiterleiten sollte. Dementsprechend wurden die Prämien für Juli bis September 2007 
in diesen Monaten jeweils vom Konto der Schuldnerin eingezogen. 
Mitte November 2007 informierte der Insolvenzverwalter die Versicherungsmaklerin über seine Bestellung 
zum vorläufigen Insolvenzverwalter mit Zustimmungsvorbehalt und genehmigte gegenüber der 
Schuldnerbank die Einziehung der Versicherungsprämien. Die Versicherungsmaklerin leitete die Prämien 
erst Mitte Dezember 2007 an den Versicherer weiter. 



 

 

Nach Auffassung des Gerichts schließt der Umstand, dass der vorläufige Insolvenzverwalter gegenüber 
der Bank die Abbuchungen der im Lastschriftverfahren eingezogenen Beträge genehmigt hat, die 
Anfechtung des endgültigen Insolvenzverwalters gegenüber der Zahlungsempfängerin nicht aus. 

 

 

 

Rechtliche Hinweise 

Der EGSZ - Newsletter fasst regelmäßig Gesetzesänderungen, Urteile, Ver-
waltungsanweisungen oder sonstige, für Sie interessante Informationen zu-
sammen und gibt diese auszugsweise wieder. Der EGSZ - Newsletter erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Wir bitten daher ausdrücklich darum, 
vor einer Anwendung der Inhalte des EGSZ - Newsletters im konkreten Fall 
mit uns Rücksprache zu halten, da wir eine Haftung für die auszugsweise 
Darstellung nicht übernehmen können. Für weitergehende Informationen 
stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 


